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Ziffer 1.4 AUB 2014
Erweiterter Unfallbegriff 

Als Unfall gilt auch, wenn sich die versicherte Person durch eine erhöhte Kraftanstrengung 

ein Gelenk an Gliedmaßen oder der Wirbelsäule verrenkt. 
Beispiel: Die versicherte Person stützt einen schweren Gegenstand ab und verrenkt sich dabei das 
Ellenbogengelenk.

Muskeln, Sehnen, Bänder oder Kapseln an Gliedmaßen oder der Wirbelsäule zerrt oder zerreißt.
Beispiel: Die versicherte Person zerrt sich bei einem Klimmzug die Muskulatur am Unterarm.

Meniskus und Bandscheiben sind weder Muskeln, Sehnen, Bänder noch Kapseln. Deshalb werden sie 
von dieser Regelung nicht erfasst.
Eine erhöhte Kraftanstrengung ist eine Bewegung, deren Muskeleinsatz über die normalen Handlun-
gen des täglichen Lebens hinausgeht. Maßgeblich für die Beurteilung des Muskeleinsatzes sind die 
individuellen körperlichen Verhältnisse der versicherten Person.
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erhöhte Kraftanstrengung 
BGH, Urteil vom 20.11.2019 - IV ZR 159/18

§ Die Formulierung "erhöhte" Kraftanstrengung in Nr. 1.4 der Allgemeinen Unfallversicherungsbedin-
gungen 2010 ist nicht intransparent.

§ Nach dem Wortlaut der Klausel einer "erhöhten" Kraftanstrengung kommt es darauf an, dass und 
inwieweit sich der Versicherte angestrengt hat.

§ Daraus wird ein durchschnittlicher Versicherungsnehmer folgern, dass für die Frage, ob ein Bewe-
gungsablauf oder eine Tätigkeit eine erhöhte Kraftanstrengung im Vergleich zu normalen Abläufen 
des täglichen Lebens erfordert, auf die individuellen körperlichen Verhältnisse abzustellen ist.

§ Der Unfallfiktion sollen nur solche Gesundheitsbeeinträchtigungen unterfallen, die durch eine für ihn 
das normale Maß übersteigende Beanspruchung auftreten, so dass erkennbar ist, dass der 
Versicherungsschutz nicht grenzenlos gewährt wird.
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LG Dortmund, Urt. v. 20.08.2009 - 2 O 230/09
Achillessehnenruptur beim Absteigen vom Olympiaberg

§ Das Absteigen vom Olympiaberg in München, dessen für eine Begehung vorgesehene Flächen 
nach den vom Kläger überreichten Fotos in sanften Schwüngen von unten nach oben bzw. umge-
kehrt führen, erfordert keinen über das auch sonst im täglichen Leben erforderliche Maß an An-
strengung hinausgehenden Kraftaufwand.

§ Das Begehen von abfallenden Straßen, Einfahrten, Rampen oder Tiefgaragen mit ähnlichen 
Neigungswinkeln, wie die Wege auf dem Olympiaberg, gehört aber zum täglichen Leben wie das 
Auf- und Absteigen an Treppen.
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erhöhte Kraftanstrengung 
BGH, Urteil vom 22.01.2020 - IV ZR 125/18

§ Eine Ruptur der Supraspinatussehne ist eine Verletzung "an Gliedmaßen" im Sinne von Nr. 1.4.1 
der Allgemeinen Unfallversicherungsbedingungen (AUB 2008).

§ Nr. 1.4.1 AUB 2008 wird der Versicherungsnehmer dahingehend verstehen, dass auch solche Kör-
perteile erfasst werden sollen, die sowohl mit Gliedmaßen als auch mit dem Rumpf verbunden sind.

§ Dazu wird er die im Streitfall verletzte Supraspinatussehne zählen, die als Teil der Rotatorenman-
schette den Oberarm mit Schulter und Rumpf verbindet (vgl. LG Berlin r+s 2010, 253 [juris Rn. 19]; 
Grimm, Unfallversicherung 5. Aufl. Ziffer 1 AUB 2010 Rn. 53; Jacob, Unfallversicherung AUB 2014 
2. Aufl. Ziffer 1 Rn. 29; Pschyrembel, Klinisches Wörterbuch 267. Aufl. Stichwörter Rotatorenman-
schette, Rotatorenmanschettenruptur).
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OLG Hamm, Beschluss vom 11.02.2011 - I- 20 U 151/10
Bizepssehnenruptur

§ Taxifahrer nimmt einen etwa 20 kg schweren Koffer aus dem Fahrzeug, der sich verkantet

§ Maßgeblich ist, dass für den Begriff der "erhöhten Kraftanstrengung" auf die individuellen körper-
lichen Verhältnisse des Versicherten abzustellen ist (siehe dazu Prölss/Martin-Knappmann, VVG, 
28. Auflage 2010, Nr. 1 AUB 2008 Rn. 8).

§ Das Verladen und Herausnehmen von Koffern bis zu einem üblichen Gewicht - 20 kg Gepäck sind 
etwa für Fluggäste häufig üblich - war damit für den Kläger noch innerhalb des für ihn normalen 
Kraftaufwands.
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OLG Koblenz, Urteil vom 25.04.2018 - 10 U 33/16
Sehnenriss bei ruckartigem Anheben eines 20 kg schweren Farbeimers

§ Für den Begriff der erhöhten Kraftanstrengung im Sinne des erweiterten Unfallbegriffes nach 
Nr. 1.4.1 AUB 2008 ist entscheidend, ob im Einzelfall für den konkreten Versicherten unter 
Berücksichtigung seiner individuellen körperlichen Verhältnisse eine erhöhte Kraftanstrengung 
vorliegt.

§ Für das Vorliegen einer erhöhten Kraftanstrengung nach den individuellen Verhältnissen des 
Versicherten kommt es jedoch nicht darauf an, ob die Tätigkeit oder der Vorgang, die oder der zum 
Schadensereignis geführt hat, zum Lebens- oder Berufsalltag des Versicherten gehört und deshalb 
von ihm häufiger oder gar regelmäßig ausgeübt wird (hier: Anheben eines ca. 20 kg schweren 
Farbeimers durch einen Maler; entgegen OLG Hamm, MDR 2011, 662 - Taxifahrer).

§ BGH hat dies in der Revisionsentscheidung nicht beanstandet (BGH, Urt. v.  22.01.2020 - IV ZR 
125/18)

KAUSALITÄT
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Kausalität
BGH, Urteil vom 19.10.2016 - IV ZR 521/14

§ In der privaten Unfallversicherung genügt es für einen adäquaten Kausalzusammenhang zwischen 
Unfallereignis und Gesundheitsbeeinträchtigung, dass das Unfallereignis an der eingetretenen 
Funktionsbeeinträchtigung mitgewirkt hat, wenn diese Mitwirkung nicht gänzlich außerhalb aller 
Wahrscheinlichkeit liegt.

§ Eine wesentliche oder richtungsgebende Mitwirkung ist - anders als im Sozialversicherungsrecht -
nicht zu verlangen.

§ Daher schließt das Vorhandensein von Vorschäden für sich genommen die Kausalität nicht aus.

§ Verlagerung der Argumentation

§ Adäquanz

§ Mitwirkung von Krankheiten und Gebrechen
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BGH, Urteil vom 17.10.2001 - IV ZR 205/00; Urteil vom 13.04.2011 - IV ZR 
36/10; 

§ die gesundheitliche Beeinträchtigung als solche und die Frage ihrer Dauerhaftigkeit: § 286 ZPO

§ für die Frage, ob die dauernde Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit auf die unfallbedingte 
Gesundheitsschädigung zurückzuführen ist: Beweiserleichterung des § 287 ZPO

§ Versicherte muss einen unfallbedingten ersten Gesundheitsschaden und die eine Invalidität 
begründende dauernde gesundheitliche Beeinträchtigung nach § 286 ZPO beweisen

§ für die kausale Verknüpfung dieser beiden Umstände gilt der Maßstab des § 287 ZPO gilt; d. h. die 
Unfallbedingtheit der dauernden Beeinträchtigung kann nach § 287 ZPO bewiesen werden, wenn 
diese Beeinträchtigung als solche und eine erste Unfallverletzung feststehen.

§ Allerdings genügt auch nach diesem erleichterten Beweismaßstab die bloße Möglichkeit eines 
Ursachenzusammenhangs von Unfallereignis einerseits und fortdauernder Krankheit oder Invalidität 
andererseits nicht, sondern es ist jedenfalls eine überwiegende Wahrscheinlichkeit erforderlich
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Kausalität

Unfallereignis

§ 286 ZPO     ↓
erste Gesundheitsschädigung

§ 287 ZPO     ↓
dauernde gesundheitliche Beeinträchtigung

ÄRZTLICHE FESTSTELLUNG
DER INVALIDITÄT
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ärztliche Feststellung der Invalidität
BGH, Urteil vom 01.04.2015 - IV ZR 104/13

§ Inhalt der ärztlichen Invaliditätsfeststellung:
„eine durch den Unfall verursachte dauerhafte "Gebrauchsminderung der li. Schulter“

§ fristgebundene ärztliche Invaliditätsfeststellung muss die Schädigung sowie den Bereich, auf den 
sich diese auswirkt, ferner die Ursachen, auf denen der Dauerschaden beruht, so umreißen, dass 
der Versicherer bei seiner Leistungsprüfung vor der späteren Geltendmachung völlig anderer Ge-
brechen oder Invaliditätsursachen geschützt wird und stattdessen den medizinischen Bereich erken-
nen kann, auf den sich die Prüfung seiner Leistungsverpflichtung erstrecken muss (Fortführung des 
Senatsurteils vom 7. März 2007 - IV ZR 137/06, VersR 2007, 1114 Rn. 10 ff.).

§ Die Feststellung gab dem beklagten Versicherer ausreichenden Anlass, zur Prüfung seiner Lei-
stungspflicht alle Körperteile im Bereich der linken Schulter in den Blick zu nehmen, die Einfluss auf 
diese Gebrauchsminderung haben konnten.
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ärztliche Feststellung der Invalidität
BGH, Urteil vom 01.04.2015 - IV ZR 104/13

§ Die Feststellung umfasst vor allem sämtliche zum linken Schultergürtel des Klägers gehörenden 
knöchernen Teile, mithin auch das Sternoklavikulargelenk, zumal bereits die festgestellte Verletzung 
des Schultereckgelenks durch mechanische Gewalt es nicht fernliegend erscheinen ließ, dass die 
Unfallkräfte auch das andere Ende des linken Schlüsselbeins in Mitleidenschaft gezogen haben 
konnten.

§ Die vom Senat in seinem Urteil vom 7. März 2007 formulierten Maßstäbe sind nicht dahin zu verste-
hen, dass bereits im Rahmen der fristgemäßen ärztlichen Invaliditätsfeststellung eine möglichst 
präzise Diagnose des Umfangs und der Ursachen eines Dauerschadens gefordert wäre.
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ärztliche Feststellung der Invalidität
BGH, Urteil vom 01.04.2015 - IV ZR 104/13

§ Im Streitfall konnte der Versicherer der ärztlichen Feststellung entnehmen, dass der Unfall, bei dem 
der Kläger mit der Schulter aufgeprallt war, zu deren dauerhafter Gebrauchsminderung geführt 
hatte.

§ Das schließt alle Verletzungen und Schäden ein, die infolge des Aufpralls mechanisch im Bereich 
der linken Schulter hervorgerufen worden waren. Nicht erfasst wären hingegen Unfallschäden, die 
zwar aufgrund desselben Unfalls, aber entweder - wie etwa psychisch bedingte Einschränkungen -
mittels einer anderen Kausalkette entstünden oder sich an anderen Körperstellen, beispielsweise 
der Wirbelsäule oder der Hüfte, auswirkten.“

HINWEISPFLICHT - § 186 VVG



Arno Schubach
Fachanwalt für Versicherungsrecht UNFALLVERSICHERUNG 19

§ 186 VVG  - Hinweispflicht

Zeigt der Versicherungsnehmer einen Versicherungsfall an, hat der Versicherer ihn auf vertragliche 
Anspruchs- und Fälligkeitsvoraussetzungen sowie einzuhaltende Fristen in Textform hinzuweisen. 
Unterbleibt dieser Hinweis, kann sich der Versicherer auf Fristversäumnis nicht berufen.

§ Dies betrifft insbesondere die materiellen Ausschlussfristen zur Feststellung und Geltendmachung 
einer Invalidität.

§ Versicherer kann sich bei fehlender Belehrung nicht auf die Fristversäumung berufen

§ ärztliche Feststellung bleibt aber Anspruchsvoraussetzung

§ Versicherer kann sich im Prozess auf das Fehlen berufen / Gericht muss Fehlen der Anspruchsvo-
raussetzung von Amts wegen berücksichtigen
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BGH, Urteil vom 22.05.2019 - IV ZR 73/18
Hinweispflicht gegenüber versicherter Person

§ Bei einer Versicherung für fremde Rechnung obliegt es dem Unfallversicherer grundsätzlich nicht, die 
versicherte Person neben oder an Stelle des Versicherungsnehmers entsprechend § 186 Satz 1 VVG zu 
informieren.

§ Die Hinweispflicht setzt nicht eine Anzeige des Versicherungsfalles durch den Versicherungsnehmer 
voraus. Sie besteht auch bei einer Anzeige des Versicherungsfalles durch die versicherte Person.

§ Auch hier bleibt es jedoch dabei, dass der Hinweis grundsätzlich allein dem Versicherungsnehmer zu 
erteilen ist.

§ Offen bleiben kann, ob es auch nach Einführung des § 186 VVG ausnahmsweise rechtsmissbräuchlich sein 
kann, wenn sich der Versicherer auf das Fehlen einer fristgerechten ärztlichen Feststellung unfallbedingter 
Invalidität beruft.

§ Ein rechtsmissbräuchliches Handeln der Beklagten liegt nicht vor; ein solches ergibt sich nicht daraus, dass 
sie bei ihrer ersten Leistungsablehnung von einer Wiederholung des in § 186 Satz 1 VVG genannten Hin-
weises abgesehen hat.

20



ZEITPUNKT DER BEURTEILUNG DER 
INVALIDITÄT
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Zeitpunkt für die Bemessung der Invalidität
BGH, Urteil vom 18.11.2015 - IV ZR 124/15

§ Für die Erstbemessung der Invalidität kommt es hinsichtlich Grund und Höhe grundsätzlich auf den 
Zeitpunkt des Ablaufs der in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen vereinbarten Invaliditäts-
eintrittsfrist an (hier: 18 Monate).

§ Der Erkenntnisstand im Zeitpunkt der letzten mündlichen Tatsachenverhandlung ist nur maßgebend 
dafür, ob sich rückschauend bezogen auf den Zeitpunkt des Ablaufs der Invaliditätseintrittsfrist (Ziff. 
2.1.1.1 AUB) bessere tatsächliche Einsichten zu den Prognosegrundlagen bezüglich des Eintritts 
der Invalidität und ihres Grades eröffnen.

§ Dem steht nicht entgegen, dass nach der neueren Senatsrechtsprechung die Vertragsparteien im 
Rechtsstreit um die Erstbemessung der Invalidität im Grundsatz alle bis zur letzten mündlichen 
Verhandlung eingetretenen Umstände heranziehen können.
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Zeitpunkt für die Bemessung der Invalidität
BGH, Urteil vom 18.11.2015 - IV ZR 124/15

Dies bedeutet lediglich, dass auf der Grundlage des Erkenntnisstandes im Zeitpunkt der letzten mündli-
chen Tatsachenverhandlung rückschauend eine Betrachtung vorzunehmen ist, ob sich bezogen auf 
den Zeitpunkt des Ablaufs der vereinbarten Invaliditätseintrittsfrist (hier 18 Monate) bessere tatsächli-
che Einsichten zu den Prognosegrundlagen bezüglich des Eintritts der Invalidität und ihres Grades er-
öffnen, nicht dagegen, ob spätere, unvorhersehbare gesundheitliche Entwicklungen die Prognoseent-
scheidung im nachhinein verändern (vgl. Rixecker, ZfS 2015, 458, 459 f.; Kloth/Tschersich, r+s 2015, 
321, 325).
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Zeitpunkt für die Bemessung der Invalidität
BGH, Urteil vom 18.11.2015 - IV ZR 124/15

§ Nach der Rechtsprechung des Senats kommt es auf die Dreijahressfrist an, wenn - wie hier nicht -
innerhalb dieses Zeitraums eine Partei die vor-behaltene Neubemessung verlangt (Senatsurteil vom 
2. Dezember 2009 - IV ZR 181/07, VersR 2010, 243 Rn. 24).

§ Entsprechendes gilt, wenn der Versicherungsnehmer noch vor Ablauf der dreijährigen Neubemes-
sungsfrist klageweise Invaliditätsansprüche geltend macht.

§ In einem solchen Fall gehen die Prozessbeteiligten typischerweise davon aus, dass der Streit ins-
gesamt in dem vor Fristablauf eingeleiteten Prozess ausgetragen werden soll einschließlich etwai-
ger weiterer Invaliditätsfeststellungen (Senatsurteil vom 4. Mai 1994 - IV ZR 192/93, VersR 1994, 
971 unter 3 c; kritisch Jacob, VersR 2014, 291, 292; ders. AUB Unfallversicherung 2010 Ziff. 2.1 Rn. 
70)
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Bindung an die Erstbemessung
BGH, Urteil vom 11.09.2019 - IV ZR 20/18

§ Das Fehlen eines Neubemessungsvorbehalts im Sinne von Ziffer 9.4 Satz 3 AUB in der Erklärung 
des Unfallversicherers über die Leistungspflicht zur Erstbemessung der Invalidität nach Ziffer 9.1 
Satz 1 AUB führt nicht zu seiner Bindung an diese Erklärung im Verfahren der Erstbemessung.

§ Der Rückforderung einer Invaliditätsleistung aufgrund geänderter Erstbemessung der Invalidität 
kann aber der Einwand unzulässiger Rechtsausübung entgegenstehen, wenn der Versicherer in der 
vorgenannten Erklärung nach Ziffer 9.1 Satz 1 AUB den Eindruck erweckt, die Höhe der vertraglich 
geschuldeten Leistung endgültig klären zu wollen.

§ In dem Schreiben heißt es, das ausdrücklich als solches bezeichnete "Abschlussgutachten" liege 
nunmehr vor und die Beklagte rechne den Unfallschaden in der im Schreiben angegebenen Höhe 
"abschließend" ab.

§ Die Invaliditätssumme von 51.000 € bezeichnet die Beklagte als ihre "Leistung".
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Bindung an die Erstbemessung
BGH, Urteil vom 11.09.2019 - IV ZR 20/18

§ Der insbesondere durch die Verwendung der Begriffe "abschließend" und "Abschlussgutachten" hervorge-
rufene Eindruck, dass es endgültig bei der im Schreiben enthaltenen Abrechnung bleiben und die Beklagte 
zukünftig nicht mehr auf die Invaliditätsleistung zurückkommen werde, wird noch dadurch verstärkt, dass 
das Schreiben damit endet, dass sie dem Kläger "für die Zukunft alles Gute" wünscht.

§ Durch die genannten Formulierungen hat die Beklagte aktiv einen Vertrauenstatbestand geschaffen, die im 
Rahmen der Erstbemessung ermittelte Invaliditätsleistung nicht später aufgrund einer anderweitigen Erstbe-
messung zurückzufordern.

§ Die weitere, kontrovers diskutierte Frage, ob der Unfallversicherer bei Nichtausübung des Neubemessungs-
rechts nach den Versicherungsbedingungen an einer Rückforderung der Invaliditätsleistung gehindert ist, 
wenn sich aufgrund eines allein vom Versicherungsnehmer initiierten Neubemessungsverfahrens ergibt, 
dass sich sein Gesundheitszustand im Vergleich zur Erstbemessung verbessert hat (bejahend: OLG Düs-
seldorf VersR 2019, 87 [juris Rn. 26 ff.] m.w.N.; OLG Frankfurt am Main VersR 2009, 1653 [juris Rn. 15]; 
verneinend: OLG Brandenburg VersR 2018, 89 unter A 1 [juris Rn. 14 f.] m.w.N.), kann im Streitfall offen-
bleiben

27
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Gliedertaxe
BGH, Urteil vom 01.04.2015 - IV ZR 104/13

Findet das Schultergelenk in den Bestimmungen der Gliedertaxe über Verlust oder völlige Funktions-
beeinträchtigung eines Arms keine Erwähnung, ist der Invaliditätsgrad bei einer Gebrauchsminderung 
der Schulter nicht nach der Gliedertaxe sondern den Regeln zur Invaliditätsbestimmung für andere 
Körperteile zu ermitteln (Abgrenzung zu Senatsurteilen vom 24. Mai 2006, IV ZR 203/03, r+s 2006, 387 
Rn. 19 ff. und vom 14. Dezember 2011, IV ZR 34/11, r+s 2012, 143 Rn. 12 - "Arm im Schultergelenk“).

Arno Schubach
Fachanwalt für Versicherungsrecht UNFALLVERSICHERUNG 30

Gliedertaxe - Ziffer 2.1.2.2.1 AUB 2010 
BGH, Beschluss vom 27.09.2017 - IV ZR 511/15 

§ Nach der hier maßgeblichen Fassung der Gliedertaxe in den Unfallversicherungsbedingungen (§ 2 
Nr. 1.2 Buchst. a AUB 99-L) können Beeinträchtigungen des Schultergürtels nicht mehr unmittelbar 
nach dem Armwert der Gliedertaxe eingestuft werden (vgl. dazu Senatsurteil vom 1. April 2015 - IV 
ZR 104/13, VersR 2015, 617 Rn. 12 ff.).

§ Gleichwohl ist der Tatrichter nicht gehindert, bei einer Schädigung, die zwar im Halswirbelbereich 
ihren Sitz hat, sich unter anderem auf die Schulter, letztlich aber vorwiegend auf die Funktionsfähig-
keit eines Armes auswirkt, im Rahmen der Invaliditätsbemessung für nicht in der Gliedertaxe aufge-
führte Körperteile (hier nach § 2 Nr. 1.2 Buchst. c AUB 99-L), die Wertungen der Gliedertaxe in de-
ren entsprechender Anwendung heranzuziehen, um Wertungswidersprüche zu den pauschalierten 
Invaliditätsgraden der Gliedertaxe zu vermeiden (vgl. dazu OLG Karlsruhe, Urteil vom 30. Dezem-
ber 2016 - 12 U 97/16, VersR 2017, 747 [juris Rn. 43 ff.]; Gundlach, VersR 2017, 733, 734).
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Mitwirkung von Krankheiten und Gebrechen
BGH, Urteil vom 19.10.2016 - IV ZR 521/14

§ Eine Krankheit im Sinne von Nr. 3 Satz 2 AUB 2000 liegt dann vor, wenn ein regelwidriger Körperzustand 
besteht, der ärztlicher Behandlung bedarf.

§ Unter einem Gebrechen ist ein dauernder abnormer Gesundheitszustand zu verstehen, der eine einwand-
freie Ausübung normaler Körperfunktionen (teilweise) nicht mehr zulässt. 

§ Zustände, die noch im Rahmen der medizinischen Norm liegen, sind selbst dann keine Gebrechen, wenn 
sie eine gewisse Disposition für Gesundheitsstörungen bedeuten (Senatsbeschluss vom 8. Juli 2009 - IV 
ZR 216/07, VersR 2009, 1525 Rn. 14).

§ Ein mitwirkendes Gebrechen liegt allerdings unabhängig davon, ob der Versicherte zuvor schon an Be-
schwerden gelitten hat, auch dann vor, wenn eine vorbestehende Schädigung nicht lediglich zu einer erhöh-
ten Schadenanfälligkeit geführt, sondern zur Verstärkung der Folgen des späteren Unfalls beigetragen hat 
(Senatsbeschluss vom 8. Juli 2009 aaO Rn. 15; OLG Schleswig VersR 2014, 1074, 1075).

§ Unter dieser Voraussetzung genügen demnach auch bislang klinisch stumm verlaufene degenerative Ver-
änderungen den Anforderungen an das Vorliegen eines Gebrechens.
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Mitwirkung von Krankheiten und Gebrechen
BGH, Urteil vom 22.01.2020 - IV ZR 125/18

Eine Minderung wegen Mitwirkung von Krankheiten oder Gebrechen nach Nr. 3 AUB 2008 kann auch 
bei einer Sehnenruptur in Betracht kommen.

§ Kürzung auch bei Versicherungsfall gemäß Ziffer 1.4 AUB (erhöhte Kraftanstrengung) möglich

VORINVALIDITÄT + MITWIRKUNG VON 
KRANKHEITEN UND GEBRECHEN
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Vorinvalidität + Mitwirkung von Krankheiten und Gebrechen
BGH, Beschluss vom 18.01.2017 - IV ZR 481/15

§ Insbesondere ist die von der Beschwerde aufgeworfene Frage, ob die Minderung der Invaliditäts-
leistung wegen Vorinvalidität (hier nach Ziffer 2.1.2.2.3 AUB 2004) mit dem Abzug aufgrund mitwir-
kender Krankheiten oder Gebrechen (hier nach Ziffer 3 AUB 2004) kombiniert werden kann, durch 
das Senatsurteil vom 15. Dezember 1999 - IV ZR 264/98, VersR 2000, 444 ausreichend geklärt.

§ Danach kann ein kumulativer Abzug möglich sein, weil auch die Leistung, die erst nach Abzug einer 
Vorinvalidität dem festgestellten Invaliditätsgrad entspricht, noch um den Anteil zu kürzen ist, der 
auf mitwirkende Krankheiten oder Gebrechen entfällt (Senat aaO, unter 2 b aa, juris Rn. 12).
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Vorinvalidität + Mitwirkung von Krankheiten und Gebrechen
unfallbedingter Schaftbruch nach Hüft-Totalendoprothese

§ Vorinvalidität

§ Bei Zustand nach Implantation einer künstlichen Hüfte liegt eine Vorinvalidität vor
(nach der Bewertungsliteratur im konkreten Fall mit 3/20 Beinwert zu bewerten)

§ Mitwirkung von Krankheiten und Gebrechen

§ konkrete Primärverletzung (Fraktur) wäre ohne die Hüft-TEP gar nicht eingetreten

§ Durch die Hüft-TEP war der Knochen derart reduziert und somit statisch geschwächt, wodurch es zu der 
konkreten Primärverletzung überhaupt erst kommen konnte.

§ Ergebnis der unfallbedingt erforderlichen Revision der Hüft-TEP ist schlechter als die Erstversorgung



KRANKENHAUSTAGEGELD
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Krankenhaustagegeld

2.5.1 Voraussetzungen für die Leistung 

(…)

Kuren oder Aufenthalte in Sanatorien und Erholungsheimen gelten nicht als medizinisch notwendige 
Heilbehandlung. 

§ BGH, Urteil vom 08.01.2020 - IV ZR 240/18:
Eine Unfallversicherungsbedingung, nach der Krankenhaustagegeld bei einem Aufenthalt in 
Sanatorien, Erholungsheimen und Kuranstalten entfällt, schließt diesen Anspruch auch für den 
Aufenthalt in einer Rehaklinik aus.



TAGEGELD
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Tagegeld

2.4.1 Voraussetzungen für die Leistung 

Die versicherte Person ist unfallbedingt
• in ihrer Arbeitsfähigkeit beeinträchtigt und 

• in ärztlicher Behandlung. 
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Tagegeld
BGH, Urteil vom 04.11.2020 - IV ZR 19/19

§ Die nach Ziffer 2.5 AUB 2008 für den Anspruch auf Tagegeld in der Unfallversicherung maßgebliche 
ärztliche Behandlung endet nicht stets mit der letzten Vorstellung beim Arzt.

§ Sie umfasst vielmehr regelmäßig die Dauer der von dem Arzt angeordneten Behandlungsmaßnah-
men.

KÜNDIGUNG GEMÄSS
ZIFFER 10.3 SATZ 2 AUB
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Kündigung gemäß Ziffer 10.3 AUB

10.3 Kündigung nach Versicherungsfall 
Sie oder wir können den Vertrag kündigen, wenn wir eine Leistung erbracht haben, oder wenn Sie 
gegen uns Klage auf eine Leistung erhoben haben.

Die Kündigung muss Ihnen oder uns spätestens einen Monat nach Leistung oder Beendigung des 
Rechtsstreits zugegangen sein.
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Kündigung gemäß Ziffer 10.3 AUB
BGH, Urteil vom 18.10.2017 - IV ZR 188/16

§ Die von der Beklagten erklärte Kündigung war nicht wirksam, da die Kündigungsfrist gemäß Ziff. 
10.3 Satz 2 AUB 2000 nicht eingehalten wurde.

§ Die einmonatige Kündigungsfrist begann mit der Zahlung des Krankenhaustagegeldes durch die 
Beklagte gemäß Schreiben vom 9. Juli 2008 und war zum Zeitpunkt der Kündigungserklärung am 
13. August 2009 abgelaufen.

§ Angesichts des auch für den Versicherungsnehmer ersichtlichen Zwecks der Klausel erhellt sich 
ihm nicht, weshalb dem Versicherer immer neue Kündigungsrechte zustehen sollen, wenn er 
einzelne Teilleistungen erbracht hat.
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Kündigung gemäß Ziffer 10.3 AUB
BGH, Urteil vom 18.10.2017 - IV ZR 188/16

§ Vielmehr muss sich der Versicherer, sobald er eine Teilleistung aus einem einheitlichen Unfallver-
sicherungsvertrag erbracht hat, selbst darüber Klarheit verschaffen, ob er am Vertrag festhalten will 
oder nicht.

§ Scheidet eine Kündigung der Beklagten mithin bereits wegen Verfristung aus, so kann die weitere 
Frage, ob das in Ziff. 10.3 AUB 2000 vereinbarte Sonderkündigungsrecht einer materiellen Inhalts-
kontrolle gemäß § 307 BGB standhält, offen bleiben.


